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Einleitung

Der Planerladen e.V. führte im Jahr 
2004 eine schriftliche Befragung 
in einem für die Versorgung von 
Migranten besonders relevanten Teil 
der Wohnungswirtschaft durch, de-
ren Resultate im Sommer 2005 do-
kumentiert wurden1. Der nun vorlie-
gende Bericht ist das Ergebnis einer 
nachfassenden Telefonbefragung 
zum Themenschwerpunkt „Bele-
gungsstrategien“ bei ausgewählten 
Wohnungsunternehmen, die zuvor 
an der schriftlichen Erhebung teilge-
nommen hatten.

Die hier dokumentierte Telefonre-
cherche wurde ebenso wie die vor-
ausgegangene schriftliche Befragung 
im Rahmen des vom Planerladen e.V. 
durchgeführten Integrationsprojektes 
im Wohnbereich vorgenommen, das 
vom Land Nordrhein-Westfalen seit 
1997 gefördert wird (derzeit durch 
das Ministerium für Generationen, 
Familie, Frauen und Integration des 
Landes Nordrhein-Westfalen).

Die empirischen Untersuchungen 
verfolgen innerhalb des Integrati-
onsprojektes insbesondere das Ziel, 
zusätzliche Erkenntnisse über die 
Versorgung von Migranten auf dem 
Wohnungsmarkt zu liefern. Zudem 
verspricht sich der Projektträger da-
von Impulse zur Sensibilisierung und 
Öffnung von Wohnungsunterneh-
men für die Belange und Wünsche 
der Kundengruppe der Migranten.

Allen Wohnungsunternehmen, die 
an der schriftlichen Befragung sowie 
an der nachfassenden Telefonbefra-
gung teilgenommen haben, so wie 
dem VdW Reinland Westfalen, sei 
für ihre Teilnahme und Unterstützung 
herzlich gedankt.

_________________ 

1 Planerladen e.V. (Hrsg.), Migranten auf 
dem Wohnungsmarkt: Befragung von 
Wohnungsunternehmen zu „Migranten als 
Mieter, Käufer, Kunden“ – Ergebnisbericht, 
Dortmund 2005, zu beziehen beim Planer-
laden e.V.
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Hintergrund der 
Befragung

Die telefonische Befragung von 
Wohnungsunternehmen knüpft an 
die im Jahr 2004 erfolgte schriftli-
che Befragung der ca. 475 im Ver-
band der Wohnungswirtschaft (VdW) 
Rheinland Westfalen organisierten 
Wohnungsunternehmen an. Bei die-
ser hatte sich gezeigt, dass bei den 
befragten Wohnungsunternehmen 
nur geringe Unterschiede in der 
Wahrnehmung von Migranten und 
einheimischen Deutschen als Kun-
den zu finden waren. Insbesonde-
re wurden keine im engeren Sinne 
wohnungswirtschaftlichen Probleme 
mit Migranten gesehen, auch wenn 
von negativen Erfahrungen mit ein-
zelnen Migrantenhaushalten berich-
tet wurde. Dennoch sahen sich die 
befragten Wohnungsunternehmen 
im Hinblick auf die Integration von 
Migranten in ihre Wohnungsbestän-
de einem erheblichen Problem- und 
Handlungsdruck ausgesetzt. 

Die Vielzahl der von den Woh-
nungsunternehmen initiierten oder 
unterstützten Projekte und Maßnah-
men, welche die Integration und 
ein friedliches Zusammenleben von 
Deutschen und Migranten in den 
Nachbarschaften zum Ziel haben, 
ließ hier zwar eine entsprechende 
Verantwortung und Handlungsbe-
reitschaft erkennen. Es zeigte sich 
aber auch, dass zusätzliche Anstren-
gungen für eine gelingende Inte-
gration unverzichtbar bleiben. Zu-
dem wurde deutlich, dass von einer 
weitergehenden und systematischen 
Öffnung des hier erfassten Teils der 
Wohnungswirtschaft in Richtung 
von Migranten als Kunden – etwa 
ablesbar an organisationellen Ver-
änderungen (z.B. in der Mitarbeiter-

struktur) – noch nicht die Rede sein 
kann.

Die sozial-räumlichen Steuerungs-
möglichkeiten der Wohnungsun-
ternehmen erweisen sich gerade in 
schrumpfenden Regionen und Teil-
märkten mit einem ausgeprägtem 
Angebotsüberhang unterdessen 
zwar als begrenzt. Dennoch hatten 
etwa zwei Drittel der antwortenden 
Unternehmen angegeben, steuernd 
auf die Zusammensetzung der Be-
wohnerschaft Einfluss nehmen zu 
wollen2. Die Spannbreite der Maß-
nahmen, deren erklärtes Ziel es 
meistens ist, die „richtige Mischung“ 
für ein funktionierendes und friedli-
ches Zusammenleben aller Ethnien 
(einschließlich der Deutschen) zu fin-
den und „Störungen“ zu vermeiden, 
verriet dabei ein erhebliches Maß an 
Unsicherheit.

An dieser Stelle setzte die nachfas-
sende Telefonbefragung an, die sich 
vertiefend mit der Frage nach den 
Steuerungsmöglichkeiten und spezi-
fischen Belegungsstrategien der Un-
ternehmen beschäftigte.

_________________ 

2 Angemerkt sei hier, dass Aussagen über 
die tatsächlichen Interventionen der antwor-
tenden ebenso wie der nicht-antwortenden 
Unternehmen zumindest mit Unsicherhei-
ten behaftet sind. Es muss insbesondere 
damit gerechnet werden, dass nicht zuletzt 
angesichts des seit mehreren Jahren sich 
hinziehenden politischen Streits über die 
konkrete Ausgestaltung eines Antidiskrimi-
nierungsgesetzes gemäß der EU-Richtlinien 
– trotz Anonymitätszusicherung durch das 
Untersuchungsteam – zumindest eine 
gewisse Anzahl der befragten Unternehmen 
von einer Beantwortung abgesehen oder 
die Antwort in Erwartung kritischer Kom-
mentierung in der Tendenz abgeschwächt 
hat.
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Methodik

Bis zum Frühjahr 2006 wurden 
Unternehmen, die zuvor an der 
schriftlichen Erhebung teilgenom-
men hatten, um ein Telefoninter-
view gebeten. Durch ein solches 
qualitatives „Follow-up“ wollte das 
Untersuchungsteam weitergehen-
de Informationen über Ansätze der 
sozial-räumlichen Steuerung der 
Bewohnerzusammensetzung in den 
Unternehmen erhalten. Die Aus-
wahl der zu befragenden Unterneh-
men wurde auf Grund ihrer zuvor 
gemachten Angaben zum Thema 
Belegungspraktiken im Fragebogen 
getroffen. Die für die telefonische 
Befragung ausgewählten Unterneh-
men hatten dort substanzielle Anga-
ben gemacht, die eine thematische 
Vertiefung interessant erscheinen lie-
ßen. So wurde z.B. bei denjenigen 

Unternehmen nachgefragt, die eine 
konkrete Migrantenquote für ihre 
Bestände beschrieben hatten, um 
nunmehr differenzierter in Erfahrung 
zu bringen, worauf diese Strategie 
gründet und welche Praxiserfahrun-
gen damit gemacht wurden. Auch 
wurden Unternehmen befragt, die 
eine „ethnische Durchmischung“ als 
Ziel ihrer Belegungspraktik genannt 
hatten, um Details über das Zustan-
dekommen und die Erfolge dieser 
Praxis zu erfahren.

Angefragt wurden 43 der 77 Un-
ternehmen, die zuvor die Fragebö-
gen beantwortet hatten. Von diesen 
waren 32 zu einem Telefoninterview 
bereit, was 74 % entspricht. Als Me-
thode wurde ein teilstandardisier-
tes telefonisches Leitfadeninterview 
angewandt. Die Anzahl der durch-
geführten Interviews kann im Un-

Thema Weicht eher ab Weicht eher nicht ab
Haushaltsgröße û

Standortwunsch û

Wohn- und Lebensweise û

Wohndauer û

Eigenschaften den nachgefragten Wohnraums û

Tab. 2: Wahrgenommene Unterschiede zwischen Migranten und (einheimischen) deutschen Mietern 
(Quelle: Schriftliche Befragung von VdW-Wohnungsunternehmen, Planerladen e.V., 2005)

Wahrgenommene 
Abweichung

eher in Richtung eher keine eher in Richtung Wahrgenommene 
Abweichung

Unkompliziert û Schwierig

Genügsam û Anspruchsvoll

Zurückhaltend û Fordernd

Unbekümmert û Ängstlich

Informiert û Nicht-informiert

Tab. 1: Wahrgenommene Unterschiede zwischen Migranten und (einheimischen) deutschen Mietern 
(Quelle: Schriftliche Befragung von VdW-Wohnungsunternehmen, Planerladen e.V., 2005)
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tersuchungskontext als ausreichend 
angesehen werden. 

Die Fragen des flexibel eingesetzten 
Fragenkataloges lauteten:

§ Einstiegsfrage: Können Sie Ihre 
Belegungspraktik/-strategie im 
Hinblick auf Migranten, von der 
Sie bei der Beantwortung des 
schriftlichen Fragebogens berich-
tet haben, eingehender erläutern? 
(Die eigene Antwort aus dem Fra-
gebogen wurde dem Befragten 
dazu vorgelesen)

§ Hauptfragen: Wie ist diese Prak-
tik/Strategie zustande gekommen 
und auf welchen Erfahrungen 
oder Studien/Untersuchungen 
gründet sie? Wie sind Ihre Erfah-
rungen mit dieser Praktik/Strate-
gie und können Sie Erfolge bzw. 
Misserfolge messen und bewer-
ten? Gibt es eine Rückkopplung 
oder Offenlegung dieser Praktik/
Strategie zu Selbstorganisations-
organen der Mieter, z.B. Mieter-
beiräten – sofern diese existie-
ren?

§ Detaillierungsfragen: Auf wel-
che räumliche Maßstabsebene 
bezieht sich Ihre Belegungspraxis 
(z.B. Haus, Straßenzug, Siedlung, 
Gesamtbestand)? Wer bestimmt 
letztendlich, wie und von welchen 
Mietern Objekte belegt werden? 
Ist die Belegungspraktik/Strategie 
explizit formuliert (z.B. in einer 
Satzung oder als Arbeitsanwei-
sung)? Können Sie Schwellen-
werte beschreiben, von denen an 
ein vermehrter Wegzug deutsch-
stämmiger Haushalte oder auch 
der ökonomisch stärkeren und 
bildungsorientierteren Migran-
tenhaushalte einsetzt? 

Ergebnisse

Großes Problembewusstsein 
vorhanden

Als Gesprächspartner am Telefon 
standen dem Interviewer je nach 
Unternehmen Vorstände, Geschäfts-
führer oder deren Assistenten oder 
leitende Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter aus den Bereichen Bestands-
verwaltung, Wohnungsvergabe oder 
Vermietung zur Verfügung.

Die Gesprächspartnerinnen und 
-partner zeigten durchweg ein 
ausgeprägtes Problembewusst-
sein hinsichtlich der Belegung mit 
Migranten, dem Zusammenleben 
von Deutschen und Migranten sowie 
den Fragen von Durchmischung und 
Quotierung. Verschiedentlich beton-
ten sie gegenüber dem Interviewer 
das ausdrückliches Bemühen um ei-
nem diskriminierungsfreien Umgang 
mit Migranten als Kunden, auch in 
Sinne der Kundenorientierung des 
Unternehmens.

Fokussierung auf arme  
Migrantenhaushalte

Wird bei den Unternehmen von 
Migranten gesprochen, so sind fast 
immer die Migranten aus bildungs-
fernen Schichten und mit geringem  
oder sehr geringem Einkommen 
(oder Transfereinkommen) gemeint. 
Gerade diese Migrantengruppe 
scheint den Wohnraum der befrag-
ten Unternehmen am häufigsten 
nachzufragen und stellt damit eine 
große Kundengruppe dar.

Zahlreiche der ehemals gemeinnüt-
zigen Unternehmen betrachten die 
Versorgung einkommensschwacher 
Haushalte als ihre kontinuierliche 
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Aufgabe und bieten ein vergleichs-
weise günstiges Mietpreisniveau. 

Ethnische Herkunft als ein 
Kriterium neben anderen

Die Unternehmen formulieren un-
terschiedliche Kriterien für die Woh-
nungsvergabe. Der Migrationshin-
tergrund der Mietinteressenten wird 
dabei von allen befragten Unter-
nehmen berücksichtigt. Sie geben 
aber zugleich an, dass die ethnische 
Herkunft eines Mieters nicht allein 
den Ausschlag für oder gegen eine 
Wohnungszusage gibt, sondern dass 
unabhängig vom Migrationshinter-
grund die Mieterpersönlichkeit sowie 
objektivierbare Faktoren wie Bonität 
oder die in Frage kommende Woh-
nungsgröße als wichtige Kriterien für 
eine Entscheidung herangezogen 
werden. 

Für belegungsgebundene Wohnun-
gen kann nach Auskunft einiger Un-
ternehmen teilweise mit der Stadt 
verhandelt werden, falls ein zuge-

wiesener Mieter – auf Grund seiner 
Ethnie oder anderer Faktoren – un-
passend erscheint.

Konfliktfreie Nachbarschafts-
verhältnisse gewünscht

Gewünscht wird von den Unterneh-
men durchweg ein gutes konflikt-
freies Nachbarschaftsverhältnis der 
Mieter untereinander. Daher wird 
die „richtige“, „vernünftige“ oder 
„passende“ Mischung der Mieter 
angestrebt, mit der zugleich eine zu 
Problemen führende Segregation 
verhindert werden soll. 

Eine (freiwillige) Segregation wird in 
der Regel nicht geduldet. Während 
einige Unternehmen den homoge-
nen ethnischen Kolonien – die sich 
teilweise auch ohne größere Proble-
me zu verursachen gebildet haben 
– mit einem gewissen Wohlwollen 
gegenüber stehen, wird ein Mix aus 
vielen verschiedenen und einander 
möglicherweise „unverträglichen“ 
Ethnien innerhalb von Hausgemein-
schaften weitgehend abgelehnt.

Ein Unternehmen vertrat im Inter-
view die Auffassung, dass sich die 
homogenen Bereiche weniger pro-
blematisch darstellen als ethnisch 
stark gemischte Bereiche, in denen 
es zu Konkurrenzkämpfen zwischen 
den nicht-deutschstämmigen Ethni-
en untereinander kommen kann. 

Ausgrenzungen verhindern

Zu hören ist von Ausgrenzungsten-
denzen, die auf ethnischen Unter-
schieden in den Nachbarschaften 
oder Hausgemeinschaften basieren. 
Solche werden z.B. sichtbar, wenn 
eine ethnische Gruppe bisherige 
nachbarschaftliche oder hausge-

„Es gibt keine festen 
Formeln für die Bele-
gung. Das Vorgehen 
kann nicht vereinheit-
licht werden. Der Status 
Migrant wird nur als ein 
Faktor von vielen gese-
hen. Der Haushalt muss 
mietfähig sein, dann 
findet man schon etwas 
Passendes.“ (Zitat  aus 
einem Interview)
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meinschaftliche Vereinbarungen 
oder Selbstverständlichkeiten miss-
achtet oder – wenn die ethnische 
Gruppe bei größer werdendem An-
teil in der Hausgemeinschaft – Re-
geln selbst neu definiert bzw. umin-
terpretiert. Dies führt zu Konflikten 
insbesondere mit der an den bisher 
geltenden Arrangements festhalten-
den, zugleich aber kleiner werden-
den deutschen Stammmieterschaft, 
deren Mitglieder sich „überfremdet“ 
oder gar ausgegrenzt fühlen und 
möglicherweise die Hausgemein-
schaft verlassen. Ab einem bestimm-
ten Punkt „kippt“ dann das Objekt 
– so der Sprachgebrauch der Woh-
nungsgesellschaften.

Daher zeigen sich die meisten Un-
ternehmen daran interessiert zu 
vermeiden, dass sich Familienclans 
oder ethnische Gruppen auf ein-
zelne Häuser konzentrieren können 
und sich andere Mieter – ob inten-
diert oder nicht – ausgegrenzt fühlen 
und letztendlich verdrängt werden. 
Ein „Kippen“ soll so verhindert wer-
den. 

Nur ein Unternehmen gab im Inter-
view an, auch in Bezug auf die Eth-
nie je nach Nachfrage zu belegen, 
mit dem Resultat, dass bestimmte 
Bereiche von bestimmten ethnischen 
Gruppen mehr nachgefragt werden 
als andere. Zum Teil werden in diesen 
Bereichen freiwerdende Wohnungen 
innerhalb von Familien- oder Freun-
deskreisen weitervermittelt. 

Status der Nachbarschaften 
beibehalten

Der Wunsch nach Stabilität und 
möglichst geringen Veränderun-
gen in den intakten Hausgemein-
schaften kommt nach Angaben der 

befragten Unternehmen auch von 
den Nachbarschaften selbst. Viele 
Unternehmen gaben an, dass die 
Berücksichtigung der Wünsche der 
langjährigen deutschen Mieter ein 
wichtiger Faktor innerhalb ihrer Be-
legungsstrategien ist. Mieter wollen 
den gegenwärtigen Status quo in 
ihrer intakten Nachbarschaft beibe-
halten, wozu gerade in Gebieten mit 
geringem Migrantenanteil auch der 
Wunsch gehört, diesen Anteil nicht 
größer werden zu lassen. Nach An-
gaben der Unternehmen möchten 
viele deutschstämmige Mieter nicht 
direkt mit größeren Gruppen von 
Migranten zusammenleben – sei es 
direkt im Haus oder auch im Quar-
tier insgesamt. Bestimmte – jedoch 
nicht näher definierte – Schwellen-
werte, ab denen deutsche Mieter 
aufgrund von zu vielen Migranten 
in der Nachbarschaft wegziehen, 
sollen daher auf keinen Fall erreicht 
werden. Die Schwellenwerte konnten 
die Befragten allerdings nicht quan-
tifizieren, da sie dazu keine Erhebun-
gen oder Analysen durchführen.

Veränderungsprozesse sind 
kostspielig

Oft war von den befragten Unterneh-
men zu hören, dass sie einen höhe-
ren Migrantenanteil in ihren Häusern 
nicht zulassen wollen, weil sich nach 
ihrer Erfahrung freiwerdende Woh-
nungen in solchen Häusern schwie-
riger wiedervermieten lassen. Als 
Beispiele wurden Häuser genannt, 
in denen der Migrantenanteil über 
Jahre hinweg langsam angestiegen 
war. Ab einem bestimmten Punkt 
konnten freiwerdende Wohnungen 
nicht mehr an geeignete Mieter ver-
mietet werden, weder an deutsch-
stämmige Mieter noch an Mieter mit 
Migrationshintergrund. Das Haus 

„Es gab vor Jahren 
den Versuch, neu reno-

vierte Häuser nur mit 
Migranten zu belegen. 

Es folgten Verwahrlo-
sung, Vandalismus und 

Nicht-Einhaltung von 
Regeln. Die Häuser 

können heute wieder 
renoviert werden! Es 

gibt Leerstand, da nie-
mand in die Häuser zie-
hen will. Dieser Versuch 

hat uns eine Menge 
Geld gekostet!“ (Zitat  
aus einem Interview)

„Teilweise wird „Über-
fremdung“ von deut-

schen Bewohnern wahr-
genommen. Unsere 

Reaktion darauf ist der 
Versuch zu mischen, 

was aber nicht immer 
möglich ist. Teils ermög-

lichen wir auch eine 
homogene Belegung, 

z.B. wenn Familienclans 
zusammen wohnen 

wollen, aber wir sind 
nicht glücklich damit. Es 

zieht fast immer Leer-
stand nach sich, da wir 
Wohnungen dort nicht 

mehr an „normale“ 
Interessenten vermieten 

können.“ (Zitat  aus 
einem Interview)
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war in so einem Falle als „Türken-
haus“ oder „Russenhaus“ stigmati-
siert, auch ohne dass es handfeste 
Probleme in der Hausgemeinschaft 
oder zwischen Vermieter und Mie-
tern gab (z.B. Verwahrlosung, Nicht-
einhaltung von Regeln o.ä.). Den 
Vermietern blieb für ein solches 
Haus die Alternative zwischen Kos-
ten verursachendem Leerstand von 
Wohnungen oder der Vermietung an 
nicht passend erscheinende Mieter. 
Solche Mieter, die sich trotz des Stig-
mas für eine Wohnung in dem be-
treffenden Haus interessieren, wür-
den jedoch z.B. auf Grund eigener 
individueller Problemlagen nicht für 
das Haus in Frage kommen, da sie 
für ein friedliches Zusammenleben 
als nicht zuträglich erscheinen und 
stattdessen (neue) Probleme zu er-
warten seien. Hier wird eher für eini-
ge Zeit ein Leerstand hingenommen 
und versucht, das Haus auf lange 
Sicht wieder zu durchmischen.

Im diesem Zusammenhang war auch 
zu hören, dass so stark stigmatisier-
te Bestände existieren, in die kaum 
ein deutschstämmiger oder ein eta-
blierter Migrantenhaushalt einziehen 
will. Die dortigen Leerstände dienen 
mitunter als Ausweichobjekte für 
Mieter (auch solche mit Migrations-
hintergrund), die in anderen Lagen 
nicht passend unterzubringen sind 
– gegebenenfalls auch auf Grund 
unternehmensinterner Quotierung. 
Andere Bestandsbereiche gelten als 
stabil und „wertvoll“ und werden vor 
dem „Überlaufen“ mit dort nicht-
passenden Mietern, wozu häufig 
auch Migranten gezählt werden, ge-
schützt.

Begründung einer 
Belegungssteuerung

Die Notwendigkeit der Belegungs-
steuerung und einer damit verbun-
denen besonderen Belegungsstrate-
gie hinsichtlich der Ethnie wird von 
den befragten Wohnungsunterneh-
men auf unterschiedliche Weise be-
gründet. 

Als ein Grund für eine besondere 
Belegungsstrategie für Migranten 
wird z.B. die Angst vor dem „Um-
kippen“ eines Objekte oder einer 
Siedlung genannt (siehe oben). Hier 
schwingt aber mit, dass nicht allein 
der Migrationshintergrund der Mie-
tinteressenten entscheidend ist, son-
dern auch auf die generelle sozia-
le Situation der Bewohner geachtet 
wird. Eine Ballung von „Problemmie-
tern“ – welcher Herkunft auch immer 
– soll verhindert werden.

Einige Unternehmen verwiesen auf 
die Schwierigkeiten der Belegungs-
steuerung im belegungsgebundenen 
Wohnungsbau. Neben den schwer 
beeinflussbaren Zuweisungen von 
teilweise problematischen Mietern 
durch die Stadt, würden Mieter ohne 
Wohnberechtigungsschein, die in je-
der Hinsicht zu einer Mischung bei-
tragen könnten, dort ohnehin nicht 
hin wollen, so die Unternehmen. 

Handhabung von Belegungs-
zielen im Unternehmen

Bereits im schriftlichen Fragebogen 
hatten einige Unternehmen ange-
geben, dass sie bei der Belegung 
das Ziel einer „ethnischen Durchmi-
schung“ oder der „Vermeidung von 
Ghettoisierung“ verfolgen. Einige 
Unternehmen hatten zudem konkre-
te Quoten genannt (z.B. „maximal 

 „Wir schauen, dass es 
passt. Das Bauchgefühl 
muss stimmen.“ (Zitat  
aus einem Interview)

 
„Wir achten darauf, wen 
wir zusammen wohnen 
lassen.“ (Zitat  aus ei-
nem Interview)

„Wir haben festgestellt, 
dass es bei hohem 
Migrantenanteil in den 
Quartieren vermehrt zu 
Vandalismus, Krimina-
lität und der Vereinsa-
mung vor allem alter 
deutscher Bewohner 
kommt. Daher versu-
chen wir den Migran-
tenanteil zu begrenzen. 
Familienclans oder 
verfestigte ethnische 
Gruppen sehen wir be-
sonders negativ.“ (Zitat  
aus einem Interview)
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10 % Migrantenanteil je Haus“). Bei 
den telefonischen Rückfragen zeigte 
sich, dass diese Durchmischungszie-
le eher einen weichen Charakter ha-
ben. Auch die genannten konkreten 
Quoten werden eher als Faustregel 
für die Kundenbetreuer, denn als ge-
nau einzuhaltende Werte angesehen. 
Letztendlich wird in allen befragten 
Unternehmen die Wohnungsverga-
be stets im Einzelfall entschieden. 

Nur selten ist eine Zielsetzung in 
hausinternen Organisationsanwei-
sungen festgeschrieben oder gar in 
irgendeiner Weise publiziert. Keines 
der befragten Unternehmen hatte 
seine Belegungsstrategie im Unter-
nehmensleitbild oder in einer Sat-
zung öffentlich formuliert. 

Die Vorgaben basieren häufig auf 
langjährigen Erfahrungswerten oder 
unfreiwilligen Trial-and-Error-Experi-
menten. Da die Zielvorgaben eher 
unscharf sind, ist auch eine fortlau-
fende Überprüfung oder Rückkop-
pelung kaum möglich und wird auch 
nicht praktiziert. Nur bei den wenigs-
ten Unternehmen basieren die Bele-
gungspraktiken auf klar formulierten 
Zielen oder werden überprüfbare 
Verfahren angewandt. Wenn, so ist 
dies ohnehin nur bei den sehr gro-
ßen Unternehmen der Fall.

Eine Rückkopplung der Belegungs-
praktiken mit der Bestandsmieter-
schaft (ob unorganisiert oder über 
Selbstorganisationsorgane) findet 
in der Regel nicht statt. Nur ein Un-
ternehmen berichtete von der regel-
mäßigen Einbeziehung der Mieter-
schaft in die Auswahl neuer Mieter. 
Ein anderes Unternehmen verfügte 
über eine von Experten erarbeitete 
Belegungsstrategie für ein Neubau-
gebiet, welche die Bewohner in Be-

legungsentscheidungen mit einbe-
zieht.

Die meisten der befragten Unter-
nehmen betonen, dass sie mit ihren 
Belegungspraktiken auf nur sehr ge-
ringe Probleme stoßen, etwa wenn 
einem Migrantenhaushalt der Bezug 
einer bestimmten Wohnung verwehrt 
und stattdessen eine Wohnung in 
einer anderen als der gewünschten 
Lage angeboten werde. Insgesamt 
betrachten die Unternehmen ihre 
auf Erfahrungen basierenden Strate-
gien, Ziele und Quoten als erfolg-
reich und sehen kaum Bedarf für 
Änderungen oder eine Überprüfung 
ihres bisherigen Vorgehens. 

„Wir haben gute Er-
fahrungen mit der 

Mischung gemacht. 
Beschwerden gibt es 
immer einmal, aber 

das hat nichts mit den 
Migranten zu tun.“ (Zi-

tat aus einem Interview)

„Die Wünsche der Miet-
interessenten sollen 

berücksichtigt werden. 
Wer ethnisch homogen 

wohnen möchte, der 
soll das bei uns kön-

nen.“ (Zitat aus einem 
Interview)
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Erörterung der Unter-
suchungsergebnisse

Das Problembewusstsein der be-
fragten Wohnungsunternehmen 
hinsichtlich der Bedeutung der un-
terschiedlichen Strategien und Prak-
tiken zur Belegung von Wohnraum 
für die Wohnungsversorgung von 
Migranten scheint zwar durchge-
hend sehr ausgeprägt zu sein. Ob 
den entscheidungsrelevanten Akteu-
ren hierbei auch bewusst ist, dass die 
Praktizierung von Zugangsquoten in 
einem für die Wohnungsversorgung 
von Migranten besonders relevanten 
Teilmarkt die generellen Zugang-
schancen auf dem Wohnungsmarkt 
insgesamt negativ beeinflusst, bleibt 
hingegen offen. In jedem Fall muss 
sich die in den Interviews erkennba-
re demonstrative Sensibilität an den 
Folgen der real praktizierten Strate-
gien messen lassen. 

Dass die Unternehmen eine große 
Nachfrage aus der Kundengruppe 
der Migranten mit sehr niedrigem 
oder Transfereinkommen erfahren, 
resultiert zunächst sicher aus dem 
grundsätzlichen Anspruch – vor al-
lem der ehemals gemeinnützigen 
und kommunalen Unternehmen – 
die Wohnraumversorgung nicht nur 
für breite Schichten der Bevölkerung 
zu sichern, sondern sich auch um 
die Gruppen mit besonderen Pro-
blemen auf dem Wohnungsmarkt 
zu kümmern. Es kann aber auch als 
Beleg dafür herangezogen werden, 
dass Migranten – insbesondere im 
Vergleich zum privaten Wohnungs-
markt – dort in geringerem Maße 
mit diskriminierenden Strukturen 
konfrontiert sind.

Jenen Unternehmen, die eine Stra-
tegie der „richtigen Mischung“ ver-
folgen, geht es in der Regel um eine 
Vermeidung von möglicherweise 
kostenwirksamen „Störungen“ in der 
Bewirtschaftung von Einzelobjekten 
und Siedlungsbeständen, zumindest 
aber um das Minimieren oder um 
den Ausgleich von Problemlagen. 
Dies ist nachvollziehbar, da derartige 
Probleme für ein wirtschaftlich agie-
rendes Unternehmen einen – ver-
meidbaren – Einsatz von Ressourcen 
bedeuten. An dieser Stelle zeigt sich 
aber auch der notwendige Spagat 
zwischen dem Anliegen einer mög-
lichst kosteneffizienten Bewirtschaf-
tung der Bestände und der Anfor-
derung eines diskriminierungsfreien 
Belegungsmanagements. Wie sollen 
die Unternehmen mit „Störungen“ 
umgehen, die ihrer Auffassung und 
Wahrnehmung nach bzw. gemäß 
der Perspektive von Vertretern der 
Mehrheitsgesellschaft auf ethnische 
Unterschiede in der Mieterschaft zu-
rückzuführen sind? 

„Eine Begrenzung des 
Migrantenanteils in 
den Häusern ist nicht 
immer möglich. Wenn 
der Leerstand in den 
Häusern über 5 bis 
7 % steigt, muss aus 
wirtschaftlichen Grün-
den vermietet werden, 
egal an wen. Höherer 
Leerstand wird aber 
hingenommen, um die 
Häuser nicht sozial wei-
ter zu destabilisieren. Es 
ist also ein Spagat zwi-
schen dem Ziel der Mi-
schung und Begrenzung 
und dem Niedrighalten 
von Leerstand.“ (Zitat  
aus einem Interview)
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Neben der Entstehung und Eskala-
tion ethnisierter Konflikte innerhalb 
der Nachbarschaften begründen die 
Unternehmen ihre Mischungsstrate-
gien mit drohendem kostenträchti-
gem Leerstand, den ethnisch segre-
gierte Wohnobjekte ihrer Erfahrung 
nach über kurz oder lang mit sich 
bringen. Dementsprechend wird die 
Lösung der Probleme bei fast allen 
befragten Unternehmen in einer 
ethnischen Mischung ihrer Mieter 
gesehen, um so die Häufigkeit von 
Konflikten und Störungen auf ein 
erträgliches – im Idealfall sogar auf 
ein kostenneutrales – Maß zu be-
grenzen. 

Die Belegung von Objekten mit ei-
nem höheren Migrantenanteil – im 
Sinne von homogenen ethnischen 
Kolonien – wird dabei von den Un-
ternehmen nicht generell abgelehnt. 
Jedoch sprechen die bisherigen 
Wahrnehmungen und Erfahrungen 
der Unternehmen und die (ver-
meintlichen) Sachzwänge, z.B. die 
benannte Stigma-Leerstands-Proble-
matik, gegen eine solche Strategie. 

Besonders die Genossenschaften 
scheinen sich bei der Frage, wer in 
eine Wohnung einziehen darf, noch 
weitgehend an den Bedürfnissen der 
zum Teil langjährigen deutschstäm-
migen Bestandsmieter in der direk-
ten Nachbarschaft zu orientieren. 
Deren Wegzug soll deshalb mög-
lichst vorgebeugt werden. Die Ge-
nossenschaften sehen ihren Auftrag 
damit tendenziell eher in der Befrie-
digung der Interessen der Mehrheit 
ihrer Mitglieder und weniger in der 
abstrakten sozialen Verpflichtung 
der Wohnraumversorgung für breite 
Schichten der Bevölkerung oder gar 
für Problemgruppen des Wohnungs-
marktes. 

Ganz im Sinne der Logik kaufmän-
nischen Handelns lassen die be-
fragten Unternehmen in ihrem Be-
legungsmanagement insgesamt die 
Tendenz erkennen, eine Integration 
von Migrantenhaushalten nur in 
ohnehin nicht- oder nur schlech-
ter funktionierenden, oftmals auch 
konfliktbehafteteren Hausgemein-
schaften zuzulassen, die zumeist mit 
hoher Fluktuation kämpfen und in 
den unattraktiveren Stadtteilen lie-
gen. Demgegenüber sollen aus ihrer 
Sicht „funktionierende“ und stabilere 
Hausgemeinschaften, die sich eher 
in den besseren Lagen befinden, vor 
wie auch immer gearteten Verände-
rungen – und damit vor für die Un-
ternehmen gegebenenfalls zusätz-
lich entstehenden Bewirtschaftungs-
kosten – geschützt werden. Allenfalls 
behutsame, gut bedachte punktuelle 
Veränderungen erscheinen aus Sicht 
der befragten Unternehmen dort 
möglich.

Dies hat zur Folge, dass Migranten 
häufig kaum die Chance erhalten, in 
jene Häuser mit stabileren Hausge-
meinschaften einzuziehen. Einerseits 
da dort ohnehin eine geringere Fluk-
tuation herrscht und andererseits, 
weil dort im Falle einer Neubelegung 
in der Regel genügend deutschstäm-
mige Mietinteressenten vorhanden 
sind, die kein (erwartetes bzw. unter-
stelltes) Konfliktpotenzial aufgrund 
ihrer Ethnie mitbringen. Sehr wohl 
können mit diesen deutschstämmi-
gen Mietinteressenten im Einzelnen 
zwar andere – wenn auch nicht eth-
nisch begründete – Konfliktpotenziale 
verbunden sein, jedoch scheinen die 
Wohnungsgeber bei der Vermietung 
an Einheimische zumindest das sehr 
leicht zu identifizierende Merkmal 
„Ethnie“, an das eine „Konfliktver-
mutung“ ja fast reflexhaft geknüpft 

„In frei-finanzierten 
neueren Gebäuden 

wird „quotiert“ als Re-
aktion auf die Wünsche 

der Bestandsmieter 
und zur Vermeidung 

von ethnisierten Proble-
men. Allenfalls westlich 

orientierte Migranten 
könnten dort einziehen. 
Im Altbestand im nied-

rigen Preissegment wird 
gemischt bzw. in Bezug 

auf die Ethnie wenig 
gesteuert. Die dortigen 

deutschen Bewohner 
müssen sich damit ar-
rangieren.“ (Zitat aus 

einem Interview)

„Eine Kontaktperson 
der Hausgemeinschaft, 

z.B. aus Mieterbeirat, 
Nachbarschaftstreff, be-

fragt die Hausgemein-
schaft zu möglichen 

Nachmietern und gibt 
daraufhin eine Empfeh-
lung an den Vermieter. 
Ein ergänzendes Mo-

dell, bei dem die Nach-
barn aktiv Vorschläge 

für Nachmieter machen 
sollen, wird demnächst  

realisiert“ (Zitat aus 
einem Interview)
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wird, von vornherein ausschließen 
zu wollen.

Neuhinzuziehende Migranten wer-
den daher eher eine Wohnung in 
den sich schnell verändernden und 
weniger stabilen Hausgemeinschaf-
ten bekommen können. Zählt man 
zu diesem Effekt die Tatsache hinzu, 
dass Migrantenhaushalte durch-
schnittlich häufiger über ein gerin-
geres Einkommen verfügen als deut-
sche Haushalte und auch aus diesem 
Grund bei der Wohnungssuche mit 
den preiswerteren und zugleich meist 
unattraktiveren Lagen der Einwan-
dererstadtteile vorlieb nehmen müs-
sen, und stellt man zudem in Rech-
nung, dass auch zahlungskräftigere 
Migranten kaum in die stabilen, we-
nig fluktuationsbetroffenen, aber at-
traktiveren Standorte hineinkommen 
können, so deckt sich dies durchaus 
mit den aktuell vorzufindenden so-
zial-räumlichen Verteilungsmustern 
von Migrantenhaushalten auf den 
regionalen Wohnungsmärkten.

Resümee 

Bei der Fokussierung auf die Frage 
der Belegung von Wohnraum gene-
rell und der zusätzlichen inhaltlichen 
Eingrenzung auf Migranten bzw. 
Personen mit Migrationshintergrund 
greift die hier dokumentierte Befra-
gung ein nicht nur politisch sondern 
auch gesellschaftlich hoch brisantes 
und zuweilen extrem emotional auf-
geladenes Thema auf. Es verwundert 
deshalb nicht, dass die Befragung 
bei den Interviewpartnern zwar auf 
Neugier und Interesse, zugleich oft-
mals aber auch auf Zurückhaltung 
und Vorsicht stieß. Bewegen sich 
doch Ansätze zur Belegungssteue-
rung stets in einem Spannungsfeld 
zwischen legitimen sozialen Stabili-
sierungszielen der vermietenden Un-
ternehmen und dem auf Seiten der 
Betroffenen mitunter aufkommen-
den Verdacht einer diskriminieren-
den Auslese.

Nachvollziehbar wird vor diesem 
Hintergrund, dass die Ansprechpart-
ner teilweise dazu tendierten, sich 
auf eher allgemeine Aussagen hin-
sichtlich der Kriterien zu beschrän-
ken, die den Ausschlag für eine 
Belegungsentscheidung in die eine 
oder andere Richtung geben oder 
letztlich eben nicht an einer solchen 
Erhebung teilnehmen wollten. Der 
Begriff der „richtigen Mischung“, 
oder zurückhaltender formuliert der 
„sozial sensiblen Belegung“, will hier 
– unabhängig von den jeweils kon-
kreten Interventionszielen und -ni-
veaus – nicht nur darauf verweisen, 
dass einerseits eine entsprechende 
Sensibilität und Rücksichtnahme 
hinsichtlich einer bestimmten Nach-
barschaft und den dort wohnenden 
Stammmietern praktiziert wird und 
andererseits den Versorgungsan-
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sprüchen eines einzelnen Haushal-
tes möglichst Rechnung getragen 
wird. „Sozial sensible Belegung“ 
wird vielmehr zum Teil auch dahin-
gehend gebraucht, nach Außen zu 
signalisieren, dass bei der Belegung 
weitgehend „Farbenblindheit“ ge-
währleistet wird. Damit erweist sich 
der Begriff im Diskurs zwar als kon-
sensheischend, verhindert aber nicht, 
dass in der konkreten Belegungspra-
xis ab und an die subjektiv geprägten 
Vorurteilsstrukturen und dominanten 
Normen (der Mehrheitsgesellschaft) 
zum Tragen kommen, mit der Fol-
ge, dass ethnische Minderheiten das 
Nachsehen haben.

Anliegen dieser Untersuchung ist es, 
zur Aufhellung der hier wirksam wer-
denden Logiken und Mechanismen 
beizutragen, indem handelnde Ak-
teure aus dem Feld – hier aus dem 
Bereich der Wohnungswirtschaft – 
befragt wurden. Unklar geblieben ist 
insbesondere, ob die bei den Inter-
views mehrfach erwähnten „bestimm-
ten Punkte“ oder „Schwellenwerte“ – 
im Fachjargon auch „Tipping-points“ 
genannt – eher als ein Resultat der 
Rezeption der meinungsbildenden 
Veröffentlichungen bzw. von selbst-
referenziellen Transferveranstaltun-
gen im Bereich der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft zu sehen sind, 
oder ob sie tatsächlich ein in Faus-
tformeln geronnenes Erfahrungswis-
sen darstellen. Auffällig ist dabei in 
jedem Fall, dass zwar hinsichtlich 
der Gültigkeit der jeweils zu Grunde 
gelegten „Schwellenwerte“ und der 
Reichweite der steuernden Eingriffe 
vielfach Unsicherheit zum Ausdruck 
gebracht wird. Eine systematische 
Überprüfung und Wirksamkeitskon-
trolle hält aber kaum einer der Be-
fragten für notwendig.

Allerdings befinden sich die in den 
Unternehmen gehandhabten „Faust-
formeln“ offenbar in Bewegung, was 
wiederum angesichts der zuneh-
menden Migrationsdynamik und in 
Anbetracht der tatsächlichen bzw. 
prognostizierten Bevölkerungsent-
wicklung in vielen städtischen Teil-
regionen nicht überraschen kann. 
Letztlich deutet sich hier vorsichtig 
an, dass über die zunehmende Kun-
denmacht von Migrantenhaushalten 
auch die Definitionsmacht darüber, 
was als verträglich für wen zu be-
trachten ist, schrittweise einer Ver-
schiebung ausgesetzt ist.
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